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nig einzuholen scheint. Auf den letzten
Seiten blickt er noch einmal auf die großen
Themen zurück,die am Wahltag eigentlich
zur Abstimmung standen: Bankenkontrol-
le, Bildung, Euro, Steuern, Gerechtigkeit.
Fast resigniert resümiert er, dass auf der
großen Medienbühne so gut wie nichts da-
von die gebührende Rolle spielte. Der »Fil-
ter« hat es nicht durchgelassen. Die Kom-
munikationsangebote des Kandidaten wur-
den nicht aufgenommen und durch me-
dien-affinere Geisterthemen ersetzt. Wie
war das möglich? Nils Minkmars Antwort
hat ein wenig von einer Anti-Klimax zu
diesem aufklärenden Buch: Das habe an
der Kanzlerin gelegen und ihrer kalkulier-
ten Weigerung, Themen ins Spiel zu brin-
gen. Denn: »Letztlich ist es die Aufgabe der
bürgerlichen Gesellschaft, ein Interesse an
den großen Themen zu formulieren und
die Standards einzuklagen.« Aber was ist

mit den Medien, die doch, wie das Buch
überall zeigt, zwar den Kandidaten höchst
aktiv und zielgerichtet demontiert haben,
aber vor der selbstzufrieden über ihre Ab-
sichten hinweg schweigenden Kanzlerin
kuschten? Wäre es nicht deren erste Pflicht
gewesen, ihre rührigen Finger zunächst in
diese Wunde zu legen und wenn das nicht
wirkt, die Tatsache zu skandalisieren, dass
die höchste Amtsträgerin wiedergewählt
werden wollte, aber die Rechenschaft ver-
weigerte, wofür. Es ist schon wahr, dass ist
eine Kritik, die diesen Autor selbst gerade
gar nicht betrifft. Aber etwas mehr Har-
nisch auch gegen die werten Kollegen
möchte man – jetzt und künftig – gerade
von ihm und anderen Vertretern seiner
Zunft denn wohl doch erwarten.

Nils Minkmar: Der Zirkus. Ein Jahr im
Innersten der Politik. S. Fischer, Frank-
furt/M. 2013, 220 S., 19,99 €.
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Waren die sieben Jahre Rot-Grün nun eine
grandiose Erfolgsgeschichte oder ein gro-
ßes Missverständnis, ein Irrtum der Ge-
schichte? Diese Frage beschäftigt auch heu-
te noch zahlreiche Gemüter in Deutsch-
land. Differenzierte wissenschaftliche Ana-
lysen liegen bisher noch nicht vor, was an-
gesichts der zeitlichen Nähe auch keine
Überraschung ist.

Nun hat mit Edgar Wolfrum ein re-
nommierter Historiker, historisch-wis-
senschaftlichen Ansprüchen Rechnung

tragend, »eine erste, vollständig aus den
Quellen geschöpfte Gesamtdarstellung der
rot-grünen Ära« vorgelegt. Der Zugriff auf
bisher unveröffentlichtes Material sowie
36 intensive Interviews mit Beteiligten ge-
statten ihm – so Wolfrum – »diesen kur-
venreichen Weg« von Regierungsbeteili-
gung im Detail zu beschreiben, Erfolge,
Unausgeschöpftes und Verwerfungen he-
rauszuarbeiten.

»Wir machen nicht alles anders, aber
vieles besser« war zwar 1998 das Motto im

Wolfgang Jüttner

Episode oder Epoche?
Edgar Wolfrum seziert die rot-grünen Regierungsjahre im Bund
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Wahlkampf gegen eine Regierungskoali-
tion, die nur noch als erschöpft wahrge-
nommen wurde. Der Anspruch der neuen
Koalitionäre ging jedoch weit darüber
hinaus: Ein großer gesellschaftlicher Mo-
dernisierungsschub war ins Auge gefasst,
kulturell und ökologisch, und die neue
Mehrheit beeindruckte durch Selbstbe-
wusstsein und Leidenschaft.

Doch diese neue Mehrheit hatte keine
Gelegenheit, mit ihrem innenpolitischen
Anspruch zu glänzen, denn die außenpo-
litischen Herausforderungen, auf die die
Koalition vergleichsweise wenig vorberei-
tet war, beanspruchte die ganze Aufmerk-
samkeit. Der Kosovo-Konflikt war so etwas
wie ein rot-grüner Alptraum: Dem Anti-
militarismus strikt verbunden musste sich
Rot-Grün an einer militärischen Aktion
der NATO beteiligen, ohne dass ein UN-
Mandat vorlag. Die heftigen Kontroversen
in den beiden »Friedensparteien« zeichnet
Wolfrum detailliert nach. spätestens mit
der Zustimmung der Bundesregierung
zum Kosovo-Einsatz war die Nachkriegs-
geschichte der Bundesrepublik als interna-
tionaler Solitär beendet, Deutschland mit
allen Rechten und Pflichten in die Staaten-
gemeinschaft zurückgekehrt und die Regie-
rungsparteien ihrer außenpolitischen Un-
schuld beraubt.

Im Kapitel »Im Bann des Terrors« be-
schreibt Wolfrum mit den Entwicklungen
nach dem 11.9.2001 die zentrale Zäsur in-

ternationaler Politik, denn
dieses Ereignis hat sich be-
reits am Tag des Gesche-
hens »in das kollektive Ge-
dächtnis der Welt einge-

brannt«. Die kulturell-zivilisatorische He-
gemonie des Westens schien das Selbst-
wertgefühl islamischer Kulturen so tief
verletzt und gedemütigt zu haben, »dass
die Attentäter ... als Ikonen verehrt wer-
den«. Zum anderen wurde Amerika die ei-
gene Verletzlichkeit und temporäre Ohn-
macht grell vor Augen geführt. Die inter-
nationale Solidarität war den USA gewiss,

aber: Wie bekämpft man internationalen
Terror? Der deutsche Bundeskanzler ver-
suchte es mit der Formel: »uneingeschränk-
te Solidarität: ja; aber zu Abenteuern sind
wir nicht bereit«. Bedrückend ist zu lesen,
mit welcher Brutalität die USA ihr nationa-
les Interesse über Rationalität und interna-
tionale Kooperationsbereitschaft stellten.

Ähnlich wie bei der Legitimierung des
Kosovo-Krieges erfuhr auch jetzt wieder
die aus der deutschen Geschichte des 20.
Jahrhunderts abgeleitete Verantwortung
Deutschlands eine Umdeutung: Jahrzehnte-
lang war die »historische Verantwortung«
gleichsam als Direktive zur außenpoliti-
schen Enthaltsamkeit ausgelegt worden,
nun nahm man sie als Motiv, sich gerade
nicht zurückzuhalten. Durchsetzbar war
dies nur, indem eine Sachfrage erstmalig
an eine Vertrauensfrage im Bundestag ge-
knüpft wurde, was letztlich zu heftigen
Zerreißproben in beiden Regierungspar-
teien führte.

So ist die Regierung Schröder/Fischer
gezwungenermaßen zur ersten globalen
deutschen Regierung geworden, und sie
hat – so Wolfrum im rückblickenden Fazit
– nach anfänglichen Turbulenzen eine so-
lide Arbeit verrichtet. Die Bilanz nach sie-
ben Jahren hatte zwar nichts gemein mit
den eigenen Ansprüchen von 1998 und
war mit schweren inneren Blessuren ver-
knüpft, gleichwohl ist der Ruf Deutsch-
lands in der Welt – und nicht nur durch
das Nein zum Irakkrieg – hinsichtlich
Eigenständigkeit und Reputation deutlich
gestiegen, das zentrale Land in der Mitte
Europas sogar –so Wolfrum – zum »globa-
len Sehnsuchtsort« geworden..

»Aufbruch und Erneuerung« lautete
das Motto der Koalitionsvereinbarung
1998: Das nationale Haus sollte durchge-
lüftet, politische und gesellschaftliche Re-
formen auf den Weg gebracht,der Reform-
stau aufgelöst werden. Der Ausgangspunkt
war historisch: Zwei Oppositionsparteien
übernahmen erstmalig das Kommando,
eine linke Mehrheit wurde vergleichsweise

Erste globale
deutsche

Regierung
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vorbehaltlos akzeptiert, der Umzug nach
Berlin schuf ein neues Umfeld, der Anteil
von Frauen in politischer Verantwortung
wurde deutlich erhöht. Und obwohl der
Anfangseuphorie bald Enttäuschung folg-
te, sich ein ziemlich experimenteller Poli-
tikstil entwickelte und das Wort »nachbes-
sern« zum geflügelten Wort wurde, konn-
ten deutliche Akzente gesetzt werden. So
wurde das Thema »modernes Regieren«
auf die Tagesordnung gesetzt: gesellschaft-
liche Gruppen und Betroffene wurden in
den Diskurs eingebunden, im Bündnis für
Arbeit, dem Ethikrat, in der Vorbereitung
auf den Atomkonsens, mit der Zuwande-
rungskommission. Und in der Kulturpoli-
tik wurde im wahrsten Sinne des Wortes
»aufgeräumt«; trotz Länderhoheit wurden
mit dem Staatsministerium neue Struk-
turen geschaffen, das Stiftungsrecht konn-
te erneuert werden, endlich die Entschä-
digung der Zwangsarbeiter geregelt, die
Bundeskulturstiftung geschaffen und die
Debatte zum Holocaust-Denkmal zu Ende
gebracht werden.

Betriebsverfassungsrecht und Miet-
recht wurden novelliert,und mit der recht-
lichen Gleichstellung gleichgeschlechtli-
cher Beziehungen und der überfälligen
Änderung des Staatsbürgerschaftsrechts
entzog man den jahrzehntelangen Lebens-
lügen bundesdeutscher Politik die recht-
lichen Grundlagen, wenngleich die unver-
meidlichen Kompromisse aufgrund ab-
weichender Bundesratsmehrheiten nicht
nur Begeisterung auslösten.

Die nachhaltigsten Kontroversen und
Konsequenzen der rot-grünen Regierungs-
zeit sind innenpolitisch unbestritten mit
den sozial- und arbeitsmarktpolitischen

Reformen verbunden. En-
de 2002 begann im Kanz-
leramt hektische Betrieb-
samkeit – als Antwort auf

die düsteren ökonomischen Prognosen
und die spezifischen Defizite des Indus-
triestandorts Deutschland. Am 14. März
2003 präsentierte Gerhard Schröder ein

Gesamtpaket mit dem Namen »Agenda
2010«, zu Unrecht auf den Vorwurf des
Sozialabbaus reduziert. Es sollte Innova-
tionen und einen Paradigmenwechsel in
der Sozialstaatlichkeit umfassen und ent-
hielt organisatorische Maßnahmen am Ar-
beitsmarkt, Lockerungen im Kündigungs-
schutz, Öffnungsklauseln im Tarifrecht,
Reformen im Gesundheitswesen, Verände-
rungen im Rentenrecht sowie ein Paket zur
Förderung von Bildung. Dieses Gesetzes-
paket hat die Bundesrepublik gravierend
verändert: es war Auslöser von Massen-
protesten, dramatischen Parteiaustritten
bei der Sozialdemokratie und einer Neu-
sortierung der Parteienlandschaft. Es hat
den bis dahin gültigen Anspruch auf Le-
bensstandardsicherung ersetzt, ohne den
Sozialstaat abzuschaffen, es hat den Wirt-
schaftsstandort gestärkt und dies mit einer
Zunahme eines prekären Sektors im Ar-
beitsmarkt bezahlt, es hat das Verhältnis
der Sozialdemokratie zu den Gewerk-
schaften vereisen lassen. Handlungsbedarf
war sicher vorhanden, dass aber die ein-
zelnen Komponenten alternativlos waren,
kann mit Fug und Recht in Zweifel gezo-
gen werden. Insbesondere die Änderun-
gen bei der Zumutbarkeitsregelung, die
verkürzte Dauer des Arbeitslosengeldes,
die brachiale Kommunikationsstrategie
bei der Durchsetzung des Paketes und die
letztlich vom Bundesverfassungsgericht
einkassierte Höhe des ALG II waren und
sind hochgradig strittig. Auf der Haben-
Seite der Agenda 2010 verbucht Wolfrum,
»dass der Sozialstaat leistungsfähig gehal-
ten, dass Wettbewerbsanreize gesetzt und
Deutschland als Industriestandort wieder
attraktiv gestaltet wurde«.

Trotz gravierender Konstruktionsfeh-
ler im Gesamtpaket »Agenda 2010« – vor
dem Hintergrund der Frage »Bruch oder
Kontinuität?« kommt Wolfrum letztlich
zum Urteil, es liege der Versuch vor, »den
bundesdeutschen Wohlfahrtsstaat zu mo-
dernisieren, zu entschlacken, um ihn letzt-
lich in seiner Substanz zu bewahren«.

Die Zäsur der
Agenda 2010
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Spätere Untersuchungen werden die
vorgebliche Parallelität des rot-grünen Nie-
dergangs mit neueren Tendenzen in der
kulturellen Szene für überzogen,die Anek-
doten aus den Interviews für verzichtbar
halten. Letztlich bleibt ein gesättigter Text
von über 800 Seiten, der sich deutlich an-
ders positioniert als große Teile der aktu-
ellen Publizistik und zu dem Ergebnis
kommt,dass die Regierung Schröder keine

Episode bundesdeutscher Geschichte war,
sondern sowohl hinsichtlich der außenpo-
litischen Positionierung wie auch der in-
nenpolitischen Akzentsetzung in dieser
»Scharnierzeit« epochalen Ansprüchen
gerecht geworden ist.

EdgarWolfrum: Rot-Grün an der Macht.
Deutschland 1998 – 2005. C.H. Beck, Mün-
chen 2013, 848 S., 24,95 €.

Wolfgang Jüttner
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wolfgang.juettner@lt.niedersachsen.de

Nie hätte ich es für möglich gehalten, dass
dank des Fernsehens ein kleines, in der
Regel kaum beachtetes Land die Blicke des
anspruchsvollen Publikums in Europa und
einer neugierigen Minorität in Amerika
auf sich ziehen und dass jenes Land und
seine Gesellschaft durch eine TV-Serie von
hoher Qualität ein schönes und unver-
wechselbares Gesicht gewinnen könnte.
Möglich wurde dies dank einer gescheiten,
ehrgeizigen, mutigen und zugleich sehr
menschlichen Frau, die – als erste ihres
Geschlechtes – die Ministerpräsident-
schaft erobert: Birgitte Nyborg alias Sidse
Babett Knudsen, eine grandiose Schau-
spielerin, die uns demonstriert, dass Poli-
tik und Kultur ein Paar sein können – ein
glückliches obendrein.

Die Serie Borgen (der Titel weist auf
das Parlamentsgebäude in Kopenhagen)
handelt von Politik und von den privaten
Geschicken der Akteure, die allesamt be-

weisen, dass Dänemark über eine Elite von
Darstellern verfügt – ein Land von etwas
mehr als fünfeinhalb Millionen Seelen –,
dessen TV-Produktionen von den Produ-
zenten, den Fernseh-Obrigkeiten und Re-
gisseuren in Berlin, Hamburg und Mün-
chen, auch in London, Paris und Rom mit
Respekt, mit Neugier und Aufmerksam-
keit (in die sich ein wenig Neid mischen
mag), studiert werden sollten. Ein Bravo
für den Drehbuch-Autor, die Dialogschrei-
berin, den Regisseur, aber auch für die
Schauspieler, die es zuwege brachten, dass
eine Serie von 30 Folgen ohne jede Schie-
ßerei, ohne Verfolgungsjagden über Dä-
cher und durch Hinterhöfe, dass sie ohne
physische Gewalt und mit einer niemals
zu aufdringlichen Dosis von Erotik aus-
kommt – und trotzdem eine Spannung er-
zeugt, die jedem Tatort gewachsen, ja über-
legen ist. Kein Augenblick der Langeweile.
Hier waren Meister der Film- und Fern-

Klaus Harpprecht

Borgen – Dänemark tritt auf den Plan
Wie anspruchsvolles Fernsehen gemacht wird,
zeigen unsere nördlichen Nachbarn
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